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Vorwort

Der Untersuchung liegt die Beobachtung zu Grunde, dass Interaktionen für die 
Verwirklichung von Grundrechten, insbesondere die Persönlichkeitsentfaltung, 
wesentlich sind, aber in der Grundrechtsdogmatik nicht systematisch, sondern 
nur situativ verarbeitet werden. Beides hängt, so die Annahme, mit den kog-
nitiven Grundlagen zusammen. Die Interaktionszusammenhänge stellen den 
Rahmen für die Verbreitung von Informationen und ihre reflektierte individuelle 
Interpretation bereit. Sie strukturieren die Handlungsoptionen. Zugleich macht 
die Vielzahl von Modalitäten und Faktoren der Interaktionszusammenhänge 
die Beschreibung der Rahmenbedingungen für die Verwirklichung grundrecht-
licher Schutzgüter komplex. Angesichts dieser Komplexität ist es naheliegend, 
eine grundrechtliche Dogmatik zunächst auf die Handlungen des Individu-
ums zu konzentrieren, diese gegen hoheitliche Eingriffe zu schützen und das 
Interaktionspotential als einen praktisch bedeutsamen Reflex außerhalb des 
grundrechtlichen Schutzbereichs anzusiedeln. Der abwehrrechtliche Schutz 
einer Freiheit zu einem isoliert beschriebenen Verhalten gewährleistet typischer-
weise das Interaktionspotential mittelbar, ohne dass nähere Beschreibungen 
der Interaktionszusammenhänge, ihrer Funktionsweise, ihrer Voraussetzungen 
und ihrer Relevanz für das grundrechtliche Schutzgut erforderlich wären. Der 
abwehrrechtliche Schutz kommt mit wenigen Vorannahmen aus. Er ist da-
durch klarer in der Konzeption und weniger anfällig für die Gefahr, Freiheits-
positionen durch die positive Beschreibung der Funktionsbedingungen von 
vorneherein aufzuheben. Der Zugang kann allerdings Faktoren, die sich auf den 
Interaktionszusammenhang beziehen, nicht produktiv einbeziehen, weil sie in 
dem Konzept eigentlich nicht vorgesehen sind. Dort, wo solche Faktoren wegen 
ihrer besonderen Relevanz für die Grundrechtsausübung aufgegriffen werden, 
entstehen Risse in der Dogmatik und Inkohärenzen in der gerichtlichen Ent-
scheidungspraxis. Es fehlt an einem übergreifenden Zugang, um systematisch 
rationale Kriterien entwickeln zu können. Anliegen der Untersuchung ist es, 
einen möglichen Zugang zur Verarbeitung von Interaktionszusammenhängen 
auf mittlerer Abstraktionshöhe zu entfalten.

Das Manuskript ist im Wintersemester 2017/2018 von der Fakultät für Rechts-
wissenschaft der Universität Hamburg als Habilitationsschrift angenommen 



worden. Die Anlage der Untersuchung und meine Zugänge zur Forschung gehen 
maßgeblich auf das Umfeld, in dem sie entstanden sind, zurück – eine Form von 
Interaktionszusammenhängen. Für vieles, aber vor allem dafür bin ich Herrn 
Prof. Dr. Hans-Heinrich Trute sehr dankbar. 

Herrn Prof. Dr. Armin Hatje möchte ich für die laufende Begleitung im Ent-
stehungsprozess der Arbeit danken. Die Johanna und Fritz Buch Gedächtnis-
Stiftung hat die Veröffentlichung mit einem Druckkostenzuschuss gefördert. 
Schließlich gilt mein Dank Frau Daniela Taudt, Frau Julia Caroline Scherpe-
Blessing und Frau Ilse König für die Aufnahme in die Reihe und die umsichtige 
Unterstützung während des Veröffentlichungsprozesses.

Frankfurt, im April 2021� Roland Broemel
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Einführung

Grundrechtsausübung  – so eine geläufige Formulierung in der Grundrechts-
literatur  – spielt sich wesentlich im Sozialen ab. Einige Grundrechte wie der 
Schutz von Ehe und Familie oder die Kommunikationsgrundrechte einschließ-
lich der Versammlungsfreiheit sind von vorneherein auf sozialen Kontakt an-
gelegt.1 Aber auch bei anderen Freiheitsrechten wie der Religionsfreiheit oder der 
Forschung geht die Literatur von einer zentralen Bedeutung sozialer Interaktion 
für die Grundrechtsausübung aus.2 Die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung 

1 Beispielhaft zum Schutz der Familie etwa BVerfG, Beschl. v. 24. 6. ​2014, 1 BvR 2926/13, 
BVerfGE 136, 382, Rn. 22: „Art. 6 Abs. 1 GG schützt die Familie zunächst als tatsächliche 
Lebens‑ und Erziehungsgemeinschaft der Kinder und ihrer Eltern. Im Zusammenleben der 
Eltern mit ihren heranwachsenden Kindern entfaltet die familiäre Gemeinschaft besondere Be-
deutung, weil die leibliche und seelische Entwicklung der prinzipiell schutzbedürftigen Kinder 
in der Familie und der elterlichen Erziehung eine wesentliche Grundlage findet (…). Der Schutz 
des Familiengrundrechts reicht indessen über den Zweck hinaus, einen besonderen personel-
len Raum kindlicher Entfaltungsmöglichkeiten zu sichern. Er zielt generell auf den Schutz 
spezifisch familiärer Bindungen (…), wie sie auch zwischen erwachsenen Familienmitgliedern 
(…) und auch  – wenngleich regelmäßig weniger ausgeprägt  – über mehrere Generationen 
hinweg zwischen den Mitgliedern einer Großfamilie bestehen können. Familiäre Bindungen 
sind im Selbstverständnis des Individuums regelmäßig von hoher Bedeutung und haben im 
Lebensalltag der Familienmitglieder häufig besondere praktische Relevanz. Sie zeichnen sich 
durch schicksalhafte Gegebenheit aus und können von besonderer Nähe und Zuneigung, von 
Verantwortungsbewusstsein und Beistandsbereitschaft geprägt sein (…). Nicht zuletzt wegen 
dieses eigenen Stellenwerts, der familiären Bindungen bei der Entfaltung der Persönlichkeit 
regelmäßig zukommt, hat das durch Art. 2 Abs. 1 GG verbürgte Gebot der Achtung der Ent-
faltungsfreiheit im privaten Lebensbereich durch die Verfassungsgarantie der Familie (Art. 6 
Abs. 1 GG) eine besondere Verstärkung erfahren (…), die das Familienleben schützt und dem 
Individuum damit Chancen eröffnet, ein seinen familiären Bindungen gemäßes Leben zu füh-
ren.“; zum Schutz der Ehe BVerfG, Beschl. v. 7. 5. ​2013, 2 BvR 909/06 u.a., BVerfGE 133, 377 – 
Lebenspartnerschaft Ehegattensplitting, Rn. 82 f.; zur Versammlungsfreiheit etwa BVerfG, Urt. 
v. 22. 2. ​2011, 1 BvR 699/06, BVerfGE 128, 226 – Fraport, Rn. 63; Beschl. v. 24. 10. ​2001, 1 BvR 
1190/90 u. a., BVerfGE 104, 92 – Blockadeaktion, Rn. 40: Versammlungsfreiheit als „Ausdruck 
gemeinschaftlicher, auf Kommunikation angelegter Entfaltung“ mit Bedeutung für den Prozess 
öffentlicher Meinungsbildung in der freiheitlichen demokratischen Ordnung; zur Pressefrei-
heit BVerfG, Urt. v. 15. 12. ​1999, 1 BVR 653/96, BVerfGE 101, 361 – Caroline von Monaco II, 
Rn. 95; zur Rundfunkfreiheit vgl. nur BVerfG, Beschl. v. 26. 10. ​2005, 1 BvR 396/98, BVerfGE 
114, 371 – Kabelgroschen, Rn. 61.

2 Jeweils exemplarisch Magen, Körperschaftsstatus und Religionsfreiheit, S. 224: Grund-
rechtsausübung faktisch vielfach nur in Gemeinschaft mit anderen möglich oder sinnvoll, und 
Geis, WissR 37 (2004), 2 (13): Forschung ist kein ausschließlich individualzentrierter gedankli-
cher Vorgang, sondern lebt vom wissenschaftlichen Diskurs innerhalb der scientific community; 



stellt in unterschiedlichen Zusammenhängen die Sozialität in einem „Menschen-
bild des Grundgesetzes“ heraus, das die „Gemeinschaftsbezogenheit und Ge-
meinschaftsgebundenheit der Person“ vor allem im Kontext der Rechtfertigung 
von Grundrechtseingriffen an die Stelle eines „isolierten souveränen Indivi-
duums“ setzt.3 Sozialität ist im Grundrechtsschutz in gewisser Weise ein All-
gemeinplatz.4

übergreifend Vesting, Der Sozialstaat als Subjektivierungspraxis, S. 108 (114, Fn. 29): „Es geht 
also darum, zu akzeptieren, dass liberale Grundrechte in ihrer strukturellen Individualbezogen-
heit nicht Ausdruck grenzenloser Wünsche des Einzelnen sind, sondern immer schon in eine 
überindividuelle institutionelle Infrastruktur eingebunden sein müssen. Auch die subjektiven 
Rechte des Grundgesetzes müssen als ‚soziale Rechte‘ gelesen werden: Niemand kann allein 
eine Meinung äußern, niemand kann allein etwas sein Eigentum nennen, niemand kann allein 
frei sein. Meinungen, Eigentum und Freiheit verweisen als Rechtspositionen immer schon auf 
einen gemeinsamen öffentlichen Raum, in dem diese Namen/Signifikationen erst einen geteilten 
Sinn erfahren“.

3 Grundlegend BVerfG, Urt. v. 20. 7. ​1954, 1 BvR 459/52 u. a., BVerfGE 4, 7 – Investitions-
hilfe, Rn. 29: „Das Menschenbild des Grundgesetzes ist nicht das eines isolierten souveränen 
Individuums; das Grundgesetz hat vielmehr die Spannung Individuum  – Gemeinschaft im 
Sinne der Gemeinschaftsbezogenheit und Gemeinschaftsgebundenheit der Person entschieden, 
ohne dabei deren Eigenwert anzutasten. Das ergibt sich insbesondere aus einer Gesamtsicht der 
Art. 1, 2, 12, 14, 15, 19 und 20 GG. Dies heißt aber: der Einzelne muss sich diejenigen Schran-
ken seiner Handlungsfreiheit gefallen lassen, die der Gesetzgeber zur Pflege und Förderung 
des sozialen Zusammenlebens in den Grenzen des bei dem gegebenen Sachverhalt allgemein 
Zumutbaren zieht, vorausgesetzt, dass dabei die Eigenständigkeit der Person gewahrt bleibt.“; 
aus jüngerer Zeit vgl. nur BVerfG, Beschl. v. 8. 11. ​2006, 2 BvR 578/02, 2 BvR 796/02, BVerfGE 
117, 71 – lebenslange Freiheitsstrafe, Rn. 67: „Der Einzelne ist eine sich innerhalb der sozialen 
Gemeinschaft entfaltende Persönlichkeit. Der Gewährleistung des Art. 1 Abs. 1 GG liegt die 
Vorstellung vom Menschen als einem geistig-​sittlichen Wesen zugrunde, das darauf angelegt ist, 
sich in Freiheit selbst zu bestimmen und sich zu entfalten (…). Die Spannung zwischen dem In-
dividuum und der Gemeinschaft hat das Grundgesetz allerdings insofern im Sinne der Gemein-
schaftsbezogenheit und Gemeinschaftsgebundenheit der Person entschieden, als der Einzelne 
Einschränkungen seiner Grundrechte zur Sicherung von Gemeinschaftsgütern hinnehmen muss 
(…).“; zu Grundrechtseinschränkungen ebenfalls BVerfG, Urt. v. 2. 3. ​2010, 1 BvR 256/08 u. a., 
BVerfGE 125, 260  – Vorratsdatenspeicherung, Rn. 319; BVerfG, Beschl. v. 20. 6. ​2012, 2 BvR 
1048/11, BVerfGE 131, 268 – vorbehaltene Sicherungsverwahrung, Rn. 74; BVerfG, Urt. v. 27. 7. ​
2005, 1 BvR 668/04, BVerfGE 113, 348 – Telekommunikationsüberwachung, Rn. 138; BVerfG, 
Urt. v. 5. 2. ​2004, 2 BvR 2029/01, BVerfGE 109, 133 – Sicherungsverwahrung, Rn. 69; BVerfG, 
Urt. v. 14. 7. ​1999, 1 BvR 2226/94 u. a., BVerfGE 100, 313 – Telekommunikationsüberwachung, 
Rn. 221; zudem bei Entscheidungen über den Einsatz öffentlicher Mittel BVerfG, Beschl. 
v. 6. 10. ​1987, 1 BvR 1086/82 u. a., BVerfGE 77, 84 – Arbeitnehmerüberlassung im Baugewerbe, 
Rn. 86: „Wenngleich Grundrechte nicht nur nach Maßgabe dessen bestehen, was an Ver-
waltungseinrichtungen vorhanden ist (…), kann der Einzelne im Blick auf seine Gemeinschafts-
bezogenheit und Gemeinschaftsgebundenheit (…) doch nicht erwarten, dass zur Vermeidung 
grundrechtsbeschränkender Maßnahmen mit dem Ziel der Bewältigung sozialer Missstände die 
nur begrenzt verfügbaren öffentlichen Mittel über das vernünftigerweise von der Gesellschaft 
erwartbare Maß hinaus zum Ausbau der für die Bekämpfung dieser Missstände zuständigen 
Behörde verwendet werden“.

4 Ebenfalls exemplarisch Poscher, Grundrechte als Abwehrrechte, S. 117: „Viele Freiheits-
gegenstände lassen sich anders als die ‚körperliche Unversehrtheit‘ nur in Sozialität denken, sind 
auf soziale Zusammenhänge angewiesen, ohne die sie nicht existieren“.
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Die unspezifische Allgemeinheit der Sozialität bildet gegenüber ihrer Rele-
vanz für die Grundrechtsausübung einen Kontrast, der auf ein grundrechts-
theoretisches und ‑dogmatisches Problem deutet. Auf der einen Seite steht die 
vielschichtige Relevanz sozialer Beziehungen für die Verwirklichung unter-
schiedlicher grundrechtlicher Schutzgüter im Grundsatz außer Frage. Auf der 
anderen Seite knüpfen Grundrechtstheorie und Grundrechtsdogmatik eher 
punktuell und unsystematisch an Interaktionsbeziehungen der Grundrechts-
träger, an ihre Voraussetzungen und ihre Bedeutung für die Freiheitsrechte an.5 
Schon die unspezifische Art der Beschreibung sozialer Interaktion erschwert die 
Anschlussfähigkeit für rechtswissenschaftliche Konzepte.

Obwohl mehrere Arbeiten Kommunikationsbeziehungen grundrechtstheo-
retisch entfalten und dogmatische Implikationen aufzeigen,6 berücksichtigen 
Rechtsprechung und Literatur in rechtsdogmatischen Konzeptionen den Inter-
aktionsbezug selbst bei kommunikationsbezogenen Freiheitsrechten nur situ-
ativ, unterschiedlich reflektiert und als Sonderdogmatik auf einen bestimmten 
Lebensbereich beschränkt. Im Vordergrund steht stattdessen der abwehrrecht-
liche Schutz der Freiheit zu einem isoliert gedachten, beliebigen Verhalten.

Beispiele aus der Rechtsprechung veranschaulichen die Inkohärenzen einer 
Grundrechtsdogmatik, die auf der einen Seite Interaktionen als relevant für das 
jeweilige Schutzgut einordnet, zugleich aber grundrechtliche Freiheit als isolierte 
Verhaltensfreiheit abbildet. Die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung zum 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung stellt im Ausgangspunkt den So-
zialbezug personenbezogener Daten und die Relevanz der Kommunikation für 
die Persönlichkeitsentfaltung heraus,7 bildet diesen Interaktionszusammenhang 
jedoch dogmatisch nicht scharf ab, sondern bleibt zumindest semantisch einer 
eigentumsanalogen Konzeption des Schutzes personenbezogener Daten verhaf-

5 Hoffmann-​Riem, Die grundrechtliche Freiheit der arbeitsteiligen Berufsausübung, S. 385 
(385): „Die Grundrechtstheorie droht in ein anachronistisches Abseits zu geraten, wenn sie sich 
weiterhin darauf beschränkt, Grundrechtsausübung (fast) nur als das Handeln von Einzelnen 
zu analysieren. Die Arbeitsteiligkeit auch der Grundrechtsausübung zwingt dazu, einen Nach-
holbedarf in der Theorie zu erkennen und zu versuchen, ihn zu befriedigen“; zu den konzep-
tionellen Schwächen der Grundrechtsdogmatik aus jüngerer Zeit S. Schönberger, Wandel des 
Verhältnisses von Staat und Gesellschaft, VVDStRL 79 (2000), S. 291 (309 ff.).

6 Mit konzeptionellen Unterschieden vgl. nur insbesondere Suhr, Entfaltung der Menschen 
durch die Menschen; Albers, Informationelle Selbstbestimmung; Britz, Freie Entfaltung durch 
Selbstdarstellung, S. 16 ff., S. 37 ff.; Hufen, Die Freiheit der Kunst in staatlichen Institutionen; 
Morlok, Selbstverständnis als Rechtskriterium, S. 282 ff., S. 336 ff.; Trute, Die Forschung zwi-
schen grundrechtliche Freiheit und staatlicher Institutionalisierung; sowie mit unterschiedlichen 
Akzenten die Beiträge in Vesting/Korioth/Augsberg (Hrsg.), Grundrechte als Phänomene 
kollektiver Ordnung, insbesondere Ladeur, Die transsubjektive Dimension der Grundrechte, 
S. 17 ff., und I. Augsberg, Autonomie als soziale Konstruktion, S. 39 ff.; Vesting, Der Sozialstaat 
als Subjektivierungspraxis, S. 107 (112 ff.).

7 BVerfG, Urt. v. 15. 12. ​1983, 1 BvR 209/83 u. a., BVerfGE 65, 1 – Volkszählung, Rn. 150: 
„eine sich innerhalb der sozialen Gemeinschaft entfaltende, auf Kommunikation angewiesene 
Persönlichkeit“; näher Albers, Informationelle Selbstbestimmung, sowie unten, § 2 A.; zur 
verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung auch Hornung, Grundrechtsinnovationen, S. 359 f.

3Einführung



tet.8 Die Verarbeitung der Interaktionen, die mit der Interpretation personenbe-
zogener Daten untrennbar verbundenen sind und sowohl den Regelungsbedarf 
als auch die Regelbarkeit prägen, macht eine zentrale Herausforderung einer 
Dogmatik des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung einschließlich des 
einfachgesetzlichen Datenschutzrechts aus. Sie wird allerdings in Rechtsprechung 
und Literatur kaum systematisch reflektiert.9 Bei der Rundfunkfreiheit gehen die 
verfassungsrechtlichen Vorgaben an eine ausgestaltende „positive Rundfunk-
ordnung“ auf die Umstände der Kommunikationsbeziehungen im Rundfunk 
zurück,10 stehen aber als Sonderdogmatik separiert neben der dogmatischen 
Konzeption anderer Freiheitsrechte. Durch eine kontinuierliche Ablösung von 
ihren Prämissen, den Umständen der Kommunikationsbeziehungen, hat diese 
Sonderdogmatik eine Tendenz zur Eigendynamik gewonnen, die eine rationale 
Ausgestaltung der positiven Rundfunkordnung angesichts der Auswirkungen der 
Digitalisierung, der strukturell veränderten Geschäftsmodelle, Inhaltsangebote 
und Rezeptionsgewohnheiten, erschwert. Bei der Wissenschaftsfreiheit gewährt 
die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung mit dem Topos der Eigengesetzlich-
keit der Wissenschaft einen Autonomiebereich, der Interaktionszusammenhänge 
der Forschenden faktisch umfasst, ohne näher auf ihre Funktion und Relevanz 
einzugehen. Die Folgen für die verfassungsrechtlichen Anforderungen an die in-
stitutionelle Ausgestaltung unterschiedlicher Forschungsorganisationen bleiben 
wenig konturiert. Forderungen nach einer „Resubjektivierung“ der Dogmatik11 
reagieren auf eine objektiv-​rechtlich verankerte Ausgestaltung, die als Aushöh-
lung des Freiheitsrechts wahrgenommen wird.12

Schließlich werden nicht zuletzt Grundrechte mit Marktbezug wie die Berufs-
freiheit, das Eigentumsrecht, die Privatautonomie und die Koalitionsfreiheit 
als isolierte Verhaltensfreiheit konzipiert. Weil diese isolierte Verhaltensfreiheit 

  8 Näher unten, Kapitel Informationelle Selbstbestimmung § 2 B.I.
  9 Siehe aber eingehend Albers, Informationelle Selbstbestimmung, S. 87 ff.; dies., Umgang 

mit personenbezogenen Informationen und Daten, § 22 Rn. 14 ff., Rn. 22 f.; dies., Die Komplexi-
tät verfassungsrechtlicher Vorgaben für das Wissen der Verwaltung, S. 50 (56 ff.).

10 Näher unten, § 3 B.I.1.
11 Gärditz, Hochschulorganisation und verwaltungsrechtliche Systembildung, S. 439 ff.; 

Geis, WissR 37 (2004), 2 (16 f.); ders., Universitäten im Wettbewerb, VVDStRL 69 (2010), 
S. 364 (394); von Coelln, DVBl. 2009, 1090 (1093); Kempen, DVBl. 2005, 1082 (1089); siehe 
unten, § 4 B.II.2.c).

12 Mit konzeptionellen Unterschieden Gärditz, Hochschulorganisation und verwaltungs-
rechtliche Systembildung, S. 325: „Wird die objektiv-​rechtliche Grundrechtsdimension daher 
vornehmlich als Auftrag zur staatlichen Verwirklichung einer übergreifenden Ordnungsidee 
verstanden, präformiert – ja deformiert – dies zwangsläufig auch die individualrechtliche Di-
mension. (…) Individualgrundrechtliche Freiheitsverwirklichungschancen werden dann maß-
geblich davon abhängen, was sich durch die objektiv-​rechtliche Schablone des zu gestaltenden 
Ordnungsbereichs zwängen lässt.“; Ladeur, DÖV 2007, 1 (2): Statuierung von Grundrechts-
schranken wird zur Verwirklichung objektiv-​rechtlicher Gewährleistungsgehalte nobilitiert; 
zum Verhältnis des Schutzes von Wissenschaftsorganisationen und der Forschenden Geis, 
WissR 37 (2004), 2 (17).
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sich nicht als Bezugspunkt eignet, um die für die individuellen Schutzgüter 
bedeutsamen kollektiven Effekte der Interaktion auf Märkten schlüssig abzu-
bilden, stößt die Dogmatik in Fällen mit Interaktionsbezug an Grenzen.13 Die 
Rechtsprechung zieht regelmäßig wertende Kriterien zur Korrektur heran und 
bildet eine in Einzelfällen kaum vorhersehbare Kasuistik heraus, etwa bei den 
Kriterien objektiv berufsregelnder Tendenz zur Begründung eines Eingriffs in 
die Berufsfreiheit oder bei der Bewertung hoheitlicher Informationsdefizite 
über Marktaktivitäten. Ähnlich schwer fällt es, auf dem Boden einer isoliert be-
trachteten Verhaltensfreiheit die Aktivitäten von juristischen Personen, etwa in 
Konzernstrukturen, mit dem personalen Gehalt der Berufsfreiheit zu verbinden. 
Nicht zuletzt erfordern Märkte eine Reihe institutioneller Ausgestaltungen, die 
stabile Marktprozesse erst ermöglichen, aber gegen die Folie einer Freiheit zu 
beliebigem, isoliertem Verhalten als beschränkende, rechtfertigungsbedürftige 
Eingriffe wahrgenommen oder aus dem Schutzbereich von vorneherein aus-
geklammert werden.

Diese Arbeit stellt ein Konzept vor, das Freiheitsrechte interaktionsbezogen 
entfaltet.

Ein erster Teil zur interaktionszentrierten Grundrechtstheorie geht zunächst 
der Bedeutung von Interaktionsbeziehungen für die Verwirklichung grund-
rechtlicher Schutzgüter nach. Er skizziert zunächst die Bedeutung von Inter-
aktionsbeziehungen für den Grundrechtsschutz aus liberaler, abwehrrechtlicher 
Perspektive und geht auf die Entwicklung weiterer Schutzdimensionen sowie 
auf ihre Folgen für die Berücksichtigung von Interaktionen ein. Die Arbeit geht 
von der Beobachtung aus, dass ein Freiheitsverständnis, das auf die tatsächlichen 
Bedingungen der Freiheitsverwirklichung gerichtet ist, das zu verwirklichende 
Schutzgut sowie die Bedingungen, also die Zusammenhänge und Strukturen 
des jeweiligen Sachbereichs, beschreiben muss. Gegenüber einem abwehrrecht-
lichen Schutz formeller und isoliert betrachteter Freiheit sind weitergehende 
Schutzkonzepte in stärkerem Maß auf eine normative Verarbeitung außer-
rechtlicher Problembeschreibungen angewiesen. Diese normative Verarbeitung 

13 Zur hoheitlichen Informationstätigkeit etwa Albers, Die Komplexität verfassungsrecht-
licher Vorgaben für das Wissen der Verwaltung, S. 50 (64): „Einige der spannendsten Aspekte 
informations‑ und wissensbezogener Grundrechtsinterpretationen ergeben sich, wenn man über 
die zweipoligen Verhältnisse hinaus Dreiecksbeziehungen oder mehrpolige Konstellationen in 
den Blick nimmt. Stärker als Handeln verweisen Informationen und Wissen auf die sozialen 
Systeme, in denen sie sich selbst erst bilden. Markantes Beispiel sind die Fälle, in denen die 
Verwaltung Dritten oder der Öffentlichkeit Wissen vermittelt, das sich nachteilig auf den Ruf 
einer Person, eines Unternehmens oder eines Produkts auswirkt. Diese Fälle kann man nur an-
gemessen lösen, wenn man mitbeantwortet, inwieweit die Grundrechte die Grundrechtsträger 
eigentlich in sozialen Beziehungen, in sozialen Institutionen oder in sozialen Systemen schützen. 
Beispielsweise verstehen sich grundrechtliche Schutzpositionen eines Unternehmens gegen die 
staatliche Vermittlung von Informationen an andere Marktteilnehmer keineswegs von selbst. Da 
sich die Nachteile über den Markt vermitteln, ist immer auch eine Antwort darauf erforderlich, 
inwieweit Art. 12 GG die Rolle des Unternehmens im sozialen System ‚Markt‘ schützt“.
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außerrechtlicher Problembeschreibungen, von der im Übrigen auch der abwehr-
rechtliche Schutz nicht frei ist, bringt nicht unerhebliche Wertungsspielräume mit 
sich. Anliegen der interaktionszentrierten Perspektive ist es, zur Rationalisierung 
dieser Wertungen beizutragen, indem sie typische positive sowie negative Effekte 
von Interaktionszusammenhängen sowie deren Voraussetzungen analysiert und 
grundrechtsdogmatische Implikationen herausarbeitet. Eine solche Typisierung 
systematisiert, ohne bereichsspezifische Besonderheiten auszuschließen, und 
sensibilisiert für die Voraussetzungen und Effekte von Interaktionszusammen-
hängen. Als zentrale Wirkung von Interaktionszusammenhängen stellt der erste 
Teil die Generierung von Wissen heraus. Im Anschluss an ein konstruktivisti-
sches Verständnis führt die interaktionszentrierte Perspektive die individuel-
le Entstehung sowie die kollektive Distribution von Wissen auf Interaktions-
zusammenhänge zurück. Dieser Zusammenhang zwischen Interaktionen und 
Wissen charakterisiert zugleich die Interaktionszusammenhänge. Nicht jede 
Form punktueller Interaktion weist die aus Sicht der interaktionszentrierten 
Grundrechtstheorie wesentlichen Eigenschaften wissensgenerierender Inter-
aktionszusammenhänge auf. Daran anknüpfend schlüsselt der Teil den Zu-
sammenhang zwischen Interaktionszusammenhängen und den grundrechtlichen 
Schutzgütern, insbesondere der selbstbestimmten Persönlichkeitsentfaltung, auf. 
Der Blick auf diesen Zusammenhang zwischen Interaktion und Persönlich-
keitsentfaltung wird die Relevanz von Interaktionszusammenhängen für die 
Grundrechtsausübung in zwei Richtungen präzisieren: zum einen wird sich zei-
gen, dass Interaktionszusammenhänge für grundrechtliche Schutzgüter grund-
rechtsübergreifend relevant sind. Zum anderen legt der Teil die Ambivalenz 
der Interaktionen dar. Die interaktionsbedingte Dynamik der einzelnen Sach-
bereiche bringt  – so die These – auf der einen Seite laufend neue Anschluss-
möglichkeiten und Handlungsoptionen der Grundrechtsausübung hervor. Auf 
der anderen Seite kann diese Dynamik von Interaktionszusammenhängen die 
Rahmenbedingungen der Grundrechtsausübung Einzelner abwerten und sogar 
die Stabilität des Interaktionszusammenhangs gefährden. Die in Interaktions-
zusammenhängen dezentral getroffenen Auswahlentscheidungen stellen Voraus-
setzungen für die erfolgreiche Teilnahme an Interaktionszusammenhängen auf, 
die die Chancen der Grundrechtsausübung prägen. Aus diesen ambivalenten 
Wirkungen von Interaktionszusammenhängen für grundrechtliche Schutzgüter 
schließt die interaktionszentrierte Perspektive auf die Notwendigkeit einer 
Ausgestaltung der Sachbereiche aller Freiheitsrechte. Der verfassungsrechtliche 
Maßstab dieser Ausgestaltung orientiert sich an der Relevanz der Interaktions-
zusammenhänge für den Grundrechtsschutz.

Ein daran anschließender Teil lotet den Mehrwert der interaktionszentrierten 
Perspektive anhand der Konzeption exemplarisch ausgewählter nationaler Frei-
heitsrechte und ihrer Dogmatik aus. Das Recht auf informationelle Selbstbestim-
mung, die Rundfunkfreiheit und die Wissenschaftsfreiheit stehen beispielhaft für 
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Freiheitsrechte, in denen die verfassungsgerichtliche Rechtsprechung der Rele-
vanz von Interaktionszusammenhängen Rechnung trägt, ohne sie übergreifend 
und systematisch zu entfalten. Daneben liegt ein Schwerpunkt des Teils auf dem 
grundrechtlichen Schutz der Teilnahme an Marktprozessen. Die Marktteilnahme 
bildet aus interaktionszentrierter Perspektive kein eigenständiges Grundrecht, 
etwa im Sinne einer Wettbewerbsfreiheit,14 oder einen Ausschnitt eines bestimm-
ten Freiheitsrechts, etwa der Berufsfreiheit.15 Sie stellt vielmehr einen Modus 
der Ausübung von Freiheitsrechten dar, der prinzipiell für jedes Freiheitsrecht 
in Frage kommt, das sich auf Märkten ausüben lässt.16 In diesem Modus ist die 
Ausübung der betroffenen Freiheitsrechte gegen hoheitliche Beeinträchtigungen 
des Interaktionszusammenhangs wegen seiner Relevanz für die grundrechtlichen 
Schutzgüter geschützt.17 Die Marktteilnahme ist zudem Gegenstand der ein-
fach-​gesetzlichen Ausgestaltung, deren verfassungsrechtlicher Maßstab auf die 
Voraussetzungen und ihren Zusammenhang zum jeweiligen grundrechtlichen 
Schutzgut zurückgeht.

Ein abschließender Teil analysiert auf europäischer Ebene den Grundrechts-
schutz in der Europäischen Union sowie nach der Europäischen Menschen-
rechtskonvention interaktionsbezogen und grenzt den Grundrechtsschutz 
gegenüber den unionsrechtlichen Regeln zur Gewährleistung des Binnenmarkts 
ab. Der Teil beschreibt die Entwicklung des Binnenmarkts zu einem grenz-
überschreitenden Interaktionszusammenhang, der ein Substrat politischer Ge-
staltung bildet und die Union durch die komplexen Interdependenzen zugleich 

14 Bäcker, Wettbewerbsfreiheit als normgeprägtes Grundrecht.
15 Achatz, Grundrechtliche Freiheit im Wettbewerb, S. 208–279.
16 Insofern unterscheidet sich die Perspektive dieser Arbeit von Beschreibungen, die Wett-

bewerb ähnlich wie bei einer einmaligen Ausschreibung oder einem sportlichen Wettbewerb 
als punktuelle Konkurrenzsituation in einer einmaligen Auswahlentscheidung verstehen, etwa 
Klement, Wettbewerbsfreiheit, S. 61 ff.: Wettbewerb als Summe der Handlungen, mit denen 
zwei oder mehr Wettbewerbsteilnehmer einen Vorteil für sich zu erlangen suchen, den zu-
mindest nicht alle von ihnen erlangen können; ähnlich von Coelln, DVBl. 2009, 1090 (1091); zu 
einer solchen Konkurrenzsituation aus wettbewerbstheoretischer Sicht Hoppmann, Konzer-
tierte Aktion und der Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung, S. 288: Wettlauf-​Analogie 
irreführend, schon weil Ziel des Wettbewerbsprozesses nicht bekannt ist. Die Arbeit versteht 
Wettbewerb insoweit auch weiter und mit einer anderen Perspektive als die Beschreibung von 
Wettbewerb als Governance-​Modus etwa Benz, Politischer Wettbewerb, S. 54, mit einem Über-
blick über unterschiedliche Arten von Wettbewerb (S. 55 ff.).

17 Anders die Vielzahl rechtswissenschaftlicher Arbeiten, die Marktprozesse als rein tatsäch-
liche Phänomene begreifen, vgl. etwa Hecker, Marktoptimierende Wirtschaftsaufsicht, S. 180 
m. w. N.: „Unternehmensfreiheit, Marktfreiheit, Vertriebsfreiheit usf. stehen nicht für eigen-
ständige grundrechtliche Gewährleistungen mit anderem oder gar weitergehendem Schutz-
gehalt als die oben aufgeführten Grundrechte der Berufsfreiheit, der Eigentumsgarantie oder der 
allgemeinen Handlungsfreiheit. Vielmehr werden mit ihnen Bestandteile der Gewährleistungen 
aus Art. 12, 14 oder 2 GG in rein deskriptiver Absicht herausgestrichen. Sie verdeutlichen 
grundrechtliche Schutzbereiche unter speziellen Aspekten, beschreiben typische Ausübungs-
formen grundrechtlicher Freiheiten und verharren so auf der tatsächlichen statt der normativen 
Ebene“.
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krisenanfällig für Änderungen der Umweltbedingungen macht. Die Grundrechte 
der Union entziehen sich demgegenüber trotz mancher struktureller Ähnlichkeit 
zu den Grundfreiheiten dieser Ausrichtung auf die Binnenmarktgestaltung. Sie 
entwickeln sich dadurch zu einem zunehmend bedeutsamen Widerlager poli-
tischer Gestaltung. Die interaktionszentrierte Perspektive zeigt einzelne Zu-
sammenhänge einer sich abzeichnenden, übergreifenden Dogmatik im Grund-
rechtsschutz der Union auf und stellt sie dem Grundrechtsschutz nach der 
Europäischen Menschenrechtskonvention gegenüber, deren Interaktionsbezug 
in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte zum 
Grundrechtsschutz marktbezogener Aktivitäten besonders deutlich zum Aus-
druck kommt. Der Teil stellt heraus, wie die Rechtsprechung des Gerichtshofs 
die personale Entfaltung durch berufliche Aktivität wegen der persönlichkeits-
relevanten Effekte der Interaktion akzentuiert und die Zuordnung einzelner 
Verhaltensweisen zum Schutzbereich verschiedener Freiheitsrechte flexibilisiert. 
Methodisch weist die interaktionszentrierte Perspektive dadurch Ansätze zur 
Kompatibilisierung unterschiedlicher grundrechtsdogmatischer Konzeptionen 
im Mehrebenensystem auf.
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